
Wie stehen unsere Genossen Innenminister 
zur Kritik und Selbstkritik?

Auf der Grundlage der Rede des Genossen Walter 
U l b r i c h t  über die Verbesserung der Massenarbeit in 
den Kreisen (ND vom 16. Januar 1952) fand am 23. Ja­
nuar dieses Jahres eine Arbeitsbesprechung der Genossen 
Innenminister statt. Die Tagesordnung berechtigte zu der 
Hoffnung, daß diese Besprechung, unter vorbildlicher An­
wendung von Kritik und Selbstkritik, entscheidende Er­
gebnisse zur Verbesserung der bisherigen Arbeit des 
inneren Apparates der Regierung bringen würde; vor 
allem deshalb, weil im Mittelpunkt der Beratungen Maß­
nahmen zur Entfaltung der örtlichen Initiative und für 
eine bessere Arbeitsanleitung im staatlichen Apparat, ins­
besondere für die Kreise und Gemeinden, zur Diskussion 
standen.

An einigen Punkten aus der Konferenz soll gezeigt 
werden, wie notwendig es ist, die Kritik und Selbstkritik 
in unseren Innenministerien nicht nur theoretisch zu be­
handeln, sondern endlich praktisch anzuwenden, eine Auf­
gabe, die besonders durch unsere Parteiorganisationen 
gefördert und kontrolliert werden muß.

Die Gemeindeabteilungen müssen die örtlichen Organe 
besser anleiten

Die Ergebnisse der Arbeit der durch unsere Partei kürz­
lich angeregten, in Kreisen und Gemeinden eingesetzten Bri­
gaden zeigten, daß die Hauptaufgabe der zentralen Ver­
waltungsstellen — die Anleitung der Bürgermeister und 
Mitglieder des Gemeinderats zur Arbeit mit der 
Bevölkerung — völlig vernachlässigt worden ist. Die­
ses Versagen trifft besonders auf unsere Innenministerien 
zu, denn die teilweise schlechte Arbeit in Kreis und Ge­
meinde ist das Spiegelbild der Arbeit unserer Innenmini­
sterien. Das ist auch gär nicht verwunderlich, wenn man 
bedenkt, daß bis vor kurzer Zeit im Ministerium des In­
nern der Deutschen Demokratischen Republik eine Anlei­
tung der örtlichen Organe gar nicht vorgesehen war. Mit 
dieser Frage beschäftigte sich bereits die Parteiorgani­
sation dieses Ministeriums in ihrer Mitgliederversamm­
lung am 11. Januar dieses Jahres. In dieser Versammlung 
und den sich daran anschließenden Zusammenkünften der 
unteren Einheiten, die ebenfalls unter dem Gesichtspunkt 
der kritischen Betrachtung der bisherigen Arbeit des Mi­
nisteriums standen, wehte das erste Mal ein frischer Wind. 
Hier sprachen die Genossen aus, daß die teilweise mangel­
hafte und sehr unterschiedliche Arbeit in den Kreisen und 
Gemeinden in der fehlerhaften Arbeit des Ministeriums 
des Innern sowie in den Länderministerien zu suchen sei. 
Dort kam ebenfalls zum Ausdruck, daß die fehlerhafte 
Struktur des Ministeriums der Republik — es fehlt dort 
die Gemeindeabteilung — den führenden Genossen nicht 
bekannt war. Der Genosse Steinhoff .mußte erst in einer 
Sitzung der Parteileitung auf diesen ernsten Fehler 
aufmerksam gemacht werden. Auch der Genosse Staats­
sekretär kümmerte sich offenbar zu wenig um die ent­
scheidenden Voraussetzungen der Arbeit auf dem Ge­
biete der Entwicklung der örtlichen Initiative, denn auch 
er war über diesen Mangel in der Hauptabteilung Staat­
liche Verwaltung nicht informiert.

Wäre dieses Beispiel für eine selbstkritische Einschät­
zung der eigenen Arbeit nicht Anlaß genug gewesen, um 
damit die Kritik der Genossen Innenminister der Länder 
kühn zu fordern?

Obwohl die Kritik durch die Konferenzleitung n i c h t  
angeregt wurde, leiteten die Genossen Hegen, Sachsen- 
Anhalt, und Bieck, Mecklenburg, ihre Diskussion zur Frage 
der Anleitung der örtlichen Organe mit einer selbstkri­
tischen Betrachtung ein. Genosse Bieck berichtete:

Bei der Überprüfung der Arbeit der Gemeindeabtei­
lung im Ministerium des Innern in Mecklenburg sowie in 
den Kreisen wurde festgestellt, daß die Hauptaufgabe die­
ser Gemeindeabteilungen nicht erkannt worden ist. Die 
Kreise werden nicht so angeleitet, daß sie sich wirklich 
mit den Gemeindeverwaltungen beschäftigen.

Der Genosse Hegen sagte u. a. folgendes:
„Es ist dringend notwendig, jetzt mit der Kritik und 

Selbstkritik zu beginnen. Worin liegen die Gründe für 
die schlechte Verwaltungsarbeit? Ein Grund besteht darin, 
daß den B ü r g e r m e i s t e r n  i m m e r  m e h r  A u f ­
g a b e n  a u f g e p a c k t  w e r d e n ,  o h n e  d a ß  m a n  
s i c h  g e n ü g e n d  u m  s i e  k ü m m e r t  u n d  s i e  a n ­
l e i t e t ,  Vor allem fehlt vielerorts die V e r b i n d u n g  
z u r  B e v ö l k e r u n g .  Ein noch so guter Beschluß nützt 
nichts, wenn seine Durchführung nicht organisiert und 
kontrolliert wird, und das ist bisher überall nur unge­
nügend beachtet worden. Die Kontrolle muß rechtzeitig 
erfolgen, d. h. sie muß sofort nach der Aufgabenstellung 
einsetzen. In dieser Hinsicht haben auch die bisherigen 
Beratungen im Ministerium des Innern der Deutschen De­
mokratischen Republik zu wenig Positives gebracht. Man 
hat sich zu wenig bemüht, Neues zu entwickeln. In den 
Ländern gibt es z. B. bereits erfolgreich verwirklichte Vor­
schläge, die weitgehender sind als die in dem vom Mini­
sterium des Innern zur Verbesserung der anleitenden 
Tätigkeit vorgelegten Dokumente!“

Mehr Beachtung der Initiative unserer werktätigen 
Bevölkerung!

Worin liegt die Ursache dafür, daß man sich bisher zu 
wenig mit dieser wichtigen Frage beschäftigt hat? Sie liegt 
in der Unterschätzung der großen Initiative unserer werk­
tätigen Bevölkerung. Dabei haben wir sehr gute Beispiele, 
wie vorbildlich arbeitende Verwaltungen ein gutes Ver­
trauensverhältnis zu unserer Bevölkerung hergestellt 
haben und dadurch deren Mitarbeit auf allen Gebieten ge­
währleistet ist. Von einem solchen Beispiel berichtete Ge­
nosse Steinhoff.

In der Gemeinde Lehnin ist die Zusammenarbeit zwi­
schen dem Bürgermeister, der Gemeindevertretung, den 
Parteien und Massenorganisationen in jeder Weise vor­
bildlich. Das Vertrauen der Bevölkerung zu dieser Ver­
waltung kommt z. B. darin zum Ausdruck, daß unter vielen 
Tausenden von Beschwerden, die im Laufe der Zeit dem 
Ministerium des Innern zugegangen sind, nicht eine aus 
dieser Gemeinde kommt. Das zeigt, daß bei gut arbeiten­
den Verwaltungen fast alle Fragen örtlich geklärt werden 
können. Leider wurde es bisher versäumt, mit Hilfe eines 
organisierten Erfahrungsaustausches diese Beispiele zu 
verbreitern.

In der Frage der schöpferischen Initiative der Massen 
sind aber noch große Unklarheiten vorhanden. Genosse 
Steinhoff vertritt z. B. die Meinung, man müsse die Kritik 
der Bevölkerung „provozieren". Dabei zeugen aber die 
vorhandenen Beispiele von der Bereitschaft der Bevölke­
rung zur Kritik. Tatsache ist aber, daß sich die Verwaltun­
gen sehr oft abkapseln und von dieser Kritik keine Notiz 
nehmen, weil sie in ihrem Bewußtsein der werktätigen Be­
völkerung nachhinken. Die beste „Provokation“ wäre es, 
wenn die Verwaltungen die Kritik der Bevölkerung be­
achten und kritisierte Mißstände tatsächlich beseitigt wür­
den. Wenn die Bevölkerung sieht, daß mit der Kritik etwas 
Positives erreicht wird, bedarf es keiner zusätzlichen „Pro­
vokation“.

Es kommt daher jetzt darauf an, daß unter ständiger An­
leitung der Ministerien des Innern die unteren Verwal-
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